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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. begrüßt die Einigungen über die Mittel für den Bereich Justiz und Inneres (JI); erkennt an, 

dass die Verhandlungsteams des Parlaments erheblich zu der endgültigen Ausgestaltung 

der Mittel im Bereich Justiz und Inneres beigetragen haben, insbesondere was die 

Ausgestaltung der allgemeinen und spezifischen Ziele, die Mindestausgabensätze in 

Bezug auf die Ziele, die Indikatoren für die Messung des mit den Mitteln erzielten Erfolgs 

und die Einheitlichkeit der internen und externen Politikbereiche der EU betrifft; 

2. bedauert zutiefst, dass die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 7./8. Februar 

2013 zum MFR einen Betrag für Rubrik 3 enthielten, der den Vorschlag der Kommission 

um 16,6 % unterschritt; bedauert die daraus resultierenden einschneidenden Kürzungen in 

Höhe von 23 % beim Fonds für die innere Sicherheit und 20 % beim Asyl-, Integrations- 

und Migrationsfonds; stellt fest, dass die späte Bekanntgabe der im MFR für die einzelnen 

Politikbereiche vorgesehenen Beträge und Obergrenzen den einzelnen Berichterstattern 

nicht geholfen hat, ein strategisches Konzept für die Verhandlungen mit dem Rat zu 

entwickeln; fordert die Kommission nachdrücklich auf, in Zukunft alle aktualisierten 

Zahlen zum MFR dem Rat und dem Parlament gleichzeitig vorzulegen; 

3. begrüßt die konstruktive Rolle, die sowohl die wechselnden Vorsitze als auch die 

Kommission bei den Verhandlungen im Justizbereich gespielt haben; stellt fest, dass dies 

zur frühzeitigen und zufriedenstellenden Lösung substanzieller Fragen geführt hat; 

4. bedauert, dass der Rat – mit Unterstützung der Kommission – im Bereich des Inneren 

mehr daran interessiert zu sein schien, die Mittel für die Aufstockung der nationalen 

Haushalte der Mitgliedstaaten zu verwenden, als sie zur Förderung des europäischen 

Mehrwerts und der europäischen Solidarität einzusetzen; erkennt zwar die besonders 

schwierigen wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen an, betont jedoch, 

dass die Mittel im Bereich Justiz und Inneres zuallererst europäischen Interessen dienen 

und mit ihnen Maßnahmen mit einem eindeutigen europäischen Mehrwert wie etwa das 

Neuansiedlungsprogramm der Union und weitere auf die Union ausgerichtete Aktivitäten 

unterstützt werden sollten; bedauert, für die Programmplanungsbeschlüsse keine 

delegierten Rechtsakte nach Maßgabe von Artikel 290 AEUV erhalten zu haben, da diese 

Beschlüsse eindeutig den im Vertrag für delegierte Rechtsakte festgelegten Bedingungen 

entsprechen; bedauert, dass die Kommission und der Rat vorgeschlagen haben, den Asyl-, 

Migrations- und Integrationsfonds und den Fonds für die innere Sicherheit zu nutzen, um 

Maßnahmen in Drittländern zu finanzieren, ohne dabei die Rechtsgrundlage für diese 

Maßnahmen zu nennen und dem Parlament die Möglichkeit zu geben, diese anzufechten; 

5. stellt in Bezug auf die Mittel im Bereich des Inneren außerdem fest, dass im Rahmen des 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nicht vorgesehen ist, dass die Kommission und der 

Rat über einen von ihnen einvernehmlich festgelegten Standpunkt verhandeln, ohne das 

Parlament einzubeziehen, und dem Parlament diesen Standpunkt anschließend als 

vollendete Tatsache vorlegen; weist darauf hin, dass die Kommission einen abgeänderten 

Vorschlag vorlegen sollte, wenn sie nicht gewillt ist, ihren ursprünglichen Vorschlag zu 
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verteidigen; empfiehlt, dass für die Finanzverhandlungen neue praktische Modalitäten 

eingeführt werden, die unter anderem die Veranlassung eines frühzeitigen 

Meinungsaustauschs zwischen den drei Organen über die Rolle, die Funktion und den 

Mehrwert des EU-Haushalts umfassen; beharrt darauf, dass die Kommission bei künftigen 

interinstitutionellen Verhandlungen ihrer Rolle als ehrlicher Vermittlerin gerecht wird; 

6. vertritt die Auffassung, dass es zwingend erforderlich ist, dass das Parlament auch 

weiterhin auf einem erfolgsorientierten Ansatz für die Bereitstellung von EU-Mitteln 

beharrt, der nicht auf die bloße Anzahl der durchgeführten Maßnahmen beschränkt 

werden sollte, sondern auch eine Bewertung der Qualität dieser Maßnahmen umfassen 

muss; empfiehlt, dass qualitative Indikatoren, anhand derer der Erfolg von EU-

Finanzierungen letztlich gemessen wird, weiter vorangetrieben und in Zukunft bei den 

Mitteln im Bereich Justiz und Inneres berücksichtigt werden; 

7. fordert die Kommission auf, für eine zügige Umsetzung der neuen Fonds, den 

erschöpfenden und effizienten Einsatz der verfügbaren Mittel, eine gerechte geografische 

Verteilung und eine Unterstützung für leistungsschwache Regionen zu sorgen; 

8. vertritt in Anbetracht der Tatsache, dass die Kürzungen dem Parlament ohne vernünftige 

Begründung aufgezwungen wurden, die Auffassung, dass das Parlament im 

Zusammenhang mit der Halbzeitüberprüfung den Schwerpunkt auf bestimmte Bereiche 

legen muss, in denen die Kürzungen am einschneidendsten waren; 

9. ist der Ansicht, dass das Parlament im Rahmen der Halbzeitüberprüfung seine gesamte 

Verhandlungskapazität im Wege der Mitentscheidung ausschöpfen sollte, ohne dass ihm 

vom Europäischen Rat Beschlüsse und Beträge aufgezwungen werden; 

10. hält es für wesentlich, dass das Parlament den Einsatz der Mittel durch die Kommission 

und gegebenenfalls durch die Mitgliedstaaten angemessen überwacht; empfiehlt, dass die 

jeweiligen Ausschüsse ihre Prioritäten vor der Überprüfung 2016 neu bewerten, um eine 

politische Richtung vorzugeben; stellt fest, dass sein Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 

Justiz und Inneres als für den Bereich Justiz und Inneres zuständiger Ausschuss die 

Einführung des entsprechenden Kontrollmechanismus übernimmt. 
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